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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2008 Ausgegeben und versendet am 16. Jänner 2008 4. Stück 

10.  Landesverfassungsgesetz vom 22. November 2007, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz über die 
Verfassung des Burgenlandes geändert wird (XIX. Gp. RV 653 AB 659) 

11.  Gesetz vom 22. November 2007, mit dem das Burgenländische Feuerwehrgesetz 1994 geändert wird  
 (XIX. Gp. RV 652 AB 662) 
12.  Gesetz vom 22. November 2007 über die Erhebung von Lebensmittelkontrollgebühren (Burgenländisches 

Lebensmittelkontrollgebührengesetz - Bgld. LMKGG) (XIX. Gp. RV 651 AB 661) 
13.  Gesetz vom 22. November 2007, mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz geän-

dert wird (XIX. Gp. RV 649 AB 660) 
  

 

 

10. Landesverfassungsgesetz vom 22. November 2007, mit dem das Landes-Verfassungs-
gesetz über die Verfassung des Burgenlandes geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Landes-Verfassungsgesetz über die Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 42/1981, zuletzt ge-
ändert durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 44/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Eintragungen „Artikel 5 Landesbürger“, „Artikel 15 Wahl der Präsi-
denten des Landtages“, „Artikel 16 Abberufung der Präsidenten des Landtages“, „Artikel 17 Aufgaben 
des Präsidenten des Landtages“ und „Artikel 18 Vertretung der Präsidenten des Landtages“ durch die 
Eintragungen „Artikel 5 Landesbürgerinnen und Landesbürger“, „Artikel 15 Wahl der Präsidentinnen 
und der Präsidenten des Landtages“, „Artikel 16 Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des 
Landtages“, „Artikel 17 Aufgaben der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages“ und „Arti-
kel 18 Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages“ ersetzt. 

2. Art. 5 lautet: 

„Artikel 5 
Landesbürgerinnen und Landesbürger 

Österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die in einer Gemeinde des Burgenlandes ihren 
Wohnsitz haben, sind Burgenländische Landesbürgerinnen und Landesbürger.“ 

3. Art. 7 Abs. 2 lautet: 
„(2) Für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse kann die Landeshauptfrau oder der Landeshaupt-

mann den Sitz der Landesregierung und mit Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten des Land-
tages den Sitz des Landtages an einen anderen Ort verlegen.“ 

4. Im Art. 10 Abs. 2 wird nach dem Wort „unmittelbaren,“ das Wort „freien,“ eingefügt. 

5. Im Art. 10 Abs. 3 und 4 wird die Wortfolge „die spätestens mit Ablauf des Tages der Wahl“ durch die 
Wortfolge „die am Wahltag“ ersetzt. 

6. Im Art. 11 Abs. 3 erster und zweiter Satz wird das Wort „Bürgerzahl“ durch die Wortfolge „Bürgerin-
nen- und Bürgerzahl“ und weiters wird im zweiten Satz das Wort „Staatsbürger“ durch das Wort „Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger“ ersetzt. 

7. Im Art. 11 Abs. 4 wird im Klammerausdruck nach dem Wort „Wohnsitz“ die Wortfolge „und die 
Briefwahl“ eingefügt. 
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8. Art. 12 Abs. 3 lautet: 
„(3) Den neuen Landtag hat die Präsidentin oder der Präsident des alten Landtages zur ersten Sitzung 

einzuberufen, in der sie oder er den einstweiligen Vorsitz führt. Für die Vertretung der Präsidentin oder 
des Präsidenten ist Artikel 18 sinngemäß anzuwenden.“ 

9. Art. 14 zweiter Satz lautet: 
„Die Konstituierung eines Klubs ist der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages schriftlich mit-
zuteilen.“ 

10. Art. 15 bis 19 lauten: 

„Artikel 15 
Wahl der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin 
oder den Zweiten Präsidenten und die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten. Die Präsidentinnen 
und Präsidenten des Landtages bleiben auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung 
des Landtages im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidentinnen und Präsidenten gewählt hat. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident und die Dritte 
Präsidentin oder der Dritte Präsident werden vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit auf Grund 
eines gemeinsamen Wahlvorschlags jener Parteien gewählt, denen nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl eine Präsidentin oder ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muss jeweils von mehr als der 
Hälfte der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein. 

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er nicht die erforderliche 
Stimmenanzahl, so sind die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsi-
dent und die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident nach den Bestimmungen der Absätze 4 bis 8 zu 
wählen. 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident wird vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 
Wahlvorschlagsberechtigt sind dabei - bis zur Erzielung der erforderlichen Stimmenanzahl - diejenigen 
Parteien, denen nach dem Grundsatz der Verhältniswahl (Methode nach d’Hondt) eine Präsidentin oder 
ein Präsident zukommt, in der Reihenfolge absteigender Mandatsstärke; bei gleicher Mandatsstärke ist die 
Stimmenanzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl maßgeblich. Dieses Verfahren ist im Falle 
der Nichterzielung der erforderlichen Stimmenanzahl einmal zu wiederholen. Erhält auch keiner dieser 
Wahlvorschläge die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Präsidentin oder der Präsident in einem 
weiteren Wahlgang aufgrund eines Wahlvorschlags der mandatsstärksten, bei gleicher Mandatsstärke von 
der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei mit einfacher Stimmen-
mehrheit gewählt. 

(5) Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlags der an 
Mandaten zweitstärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtags-
wahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt. Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident ist 
gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl 
der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser 
Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Zweite Präsidentin oder der Zweite 
Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher Stim-
menmehrheit gewählt. 

(6) Die Erstattung des Wahlvorschlags für die Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten ob-
liegt jedoch der an Mandaten stärksten, bei gleicher Mandatsstärke der nach dem Ergebnis der letzten 
Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei, sofern sie nicht die Präsidentin oder den Präsidenten stellt. 
Für das Wahlverfahren ist Absatz 5 anzuwenden. 

(7) Die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident wird in sinngemäßer Anwendung des Artikels 53 
Absatz 7 gewählt. 

(8) Erstattet eine Partei, der nach den Bestimmungen dieses Artikels eine Präsidentin oder ein Präsi-
dent zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann wird die betreffende Präsidentin 
oder der betreffende Präsident auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Reihen-
folge absteigender Mandatsstärke (bei gleicher Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender Stimmen-
anzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 
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(9) Gehört eine oder ein nach den Bestimmungen dieses Artikels gewählte Präsidentin oder gewählter 
Präsident nicht derjenigen Partei an, aufgrund deren Wahlvorschlag sie oder er gewählt wurde, so wird ihr 
bzw. sein Amt dieser Partei zugerechnet. 

Artikel 16 
Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Der Landtag kann die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin oder den Zweiten 
Präsidenten sowie die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten durch Beschluss abberufen. 

(2) Ein Antrag auf Abberufung der Präsidentin oder des Präsidenten kann gültig nur von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder des Landtages gestellt werden. Ein Antrag auf Abberufung der Zweiten oder 
Dritten Präsidentin oder des Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur von mehr als der Hälfte der 
Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt werden, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden. 

(3) Ein Beschluss, mit dem die Präsidentin oder der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwesen-
heit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst werden. Ein Beschluss, mit dem die Zweite und die Dritte Präsidentin oder der Zweite 
und Dritte Präsident abberufen werden, kann nur mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahl-
vorschlag sie gewählt wurden, gefasst werden. 

(4) Wurde die Zweite oder die Dritte Präsidentin oder der Zweite oder der Dritte Präsident in einem 
gesonderten Wahlgang ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluss, mit dem eine 
so gewählte Präsidentin oder ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst werden. 

Artikel 17 
Aufgaben der Präsidentin und des Präsidenten des Landtages 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident beruft den Landtag in jedem Jahr zu einer ordentlichen Tagung 
und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen ein. Die ordentliche Tagung soll nicht vor dem 
15. September beginnen und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen. Die Präsi-
dentin oder der Präsident kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen. 

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Mitglieder des Landtages es verlan-
gen, so hat die Präsidentin oder der Präsident den Landtag binnen einer Woche so einzuberufen, dass er 
innerhalb einer weiteren Woche zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit fällt, hat die 
Präsidentin oder der Präsident zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Landtag, ihr bzw. sein Stimmrecht bleibt 
gewahrt. 

Artikel 18 
Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages 

(1) Im Falle der Verhinderung wird die Präsidentin oder der Präsident durch die Zweite Präsidentin 
oder den Zweiten Präsidenten und bei deren oder dessen Verhinderung durch die Dritte Präsidentin oder 
den Dritten Präsidenten vertreten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann sich bei der Führung des Vorsitzes im Landtag durch die 
Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten oder die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten 
vertreten lassen. 

(3) Wenn die gewählten Präsidentinnen und Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes verhindert oder 
ihre Ämter erledigt sind, führt das an Jahren älteste Mitglied des Landtages den Vorsitz, sofern es an der 
Ausübung seiner Funktionen nicht gehindert ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt der Verhinde-
rung der Gewählten oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten war; dieses 
Mitglied hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröffnung der Sitzung die Wahl von drei Vorsit-
zenden, welche die Funktionen der verhinderten Präsidentin oder Präsidenten übernehmen oder im Falle 
der Erledigung der Ämter, die Wahl der Präsidentin oder Präsidenten vornehmen zu lassen. 

(4) Wenn das Mitglied des Landtages dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom Eintritt der Verhinderung 
der Präsidentinnen oder der Präsidenten oder der Erledigung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt, 
gehen die vorher genannten Rechte an das nächste jeweils älteste Mitglied des Landtages über, bei dem 
die in Absatz 3 angeführten Voraussetzungen zutreffen. 
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(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens eine oder einer der an der Aus-
übung ihrer Funktionen verhinderten Präsidentinnen oder Präsidenten ihr bzw. sein Amt wieder ausüben 
kann. 

Artikel 19 
Landtagsdirektion 

(1) Die Landtagsdirektion ist die Geschäftsstelle des Landtages. Diese besteht aus der Landtagsdirek-
torin oder dem Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und den übrigen 
Bediensteten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Maßgabe der Bestimmungen der Geschäftsord-
nung des Landtages die Landtagsdirektorin oder den Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin 
oder Stellvertreter und die Bediensteten der Landtagsdirektion. 

(3) Der Landtagsdirektorin oder dem Landtagsdirektor obliegt die Leitung des inneren Dienstes der 
Landtagsdirektion. Die Landtagsdirektorin oder der Landtagsdirektor und deren oder dessen Stellvertrete-
rin oder Stellvertreter müssen rechtskundige Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungsbeamte sein.“ 

11. Art. 20 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es von der oder von dem Vorsitzenden oder von 

mindestens einem Sechstel der anwesenden Mitglieder des Landtages verlangt und vom Landtag nach 
Entfernung der Zuhörerinnen und Zuhörer beschlossen wird.“ 

12. Dem Art. 90 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, der Art. 5, 7 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2, 3 und 4, Art. 11 

Abs. 3 erster und zweiter Satz, Art. 11 Abs. 4, Art. 12 Abs. 3, Art. 14 zweiter Satz und die Neuerlassung 
der Art. 15 bis 19 und die Änderung des Art. 20 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 10/2008 treten mit 
1. Jänner 2008 in Kraft.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 
 

11. Gesetz vom 22. November 2007, mit dem das Burgenländische Feuerwehrgesetz 1994 
geändert wird  

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Feuerwehrgesetz 1994 - Bgld. FWG 1994, LGBl. Nr. 49, zuletzt geändert durch 
das Gesetz LGBl. Nr. 32/2001, wird wie folgt geändert: 

§ 16 lautet: 

„§ 16 
Feuerwehrjugend 

Zur Sicherung des Nachwuchses der Feuerwehr können junge Menschen bis zum vollendeten 16. Le-
bensjahr in die Orts-(Stadt-)feuerwehr unter sinngemäßer Anwendung des § 15 Abs. 2 aufgenommen 
werden. Der Landesfeuerwehrkommandant hat unter Bedachtnahme auf die gesundheitliche Eignung der 
jungen Menschen das Mindestalter für die Aufnahme festzulegen. Die Mitglieder der Feuerwehrjugend 
sind durch geeignete Ausbildungsveranstaltungen und Schulungen auf den aktiven Dienst vorzubereiten 
und unterstehen dem Orts-(Stadt-)feuerwehrkommandanten.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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12. Gesetz vom 22. November 2007 über die Erhebung von Lebensmittelkontrollgebühren 
(Burgenländisches Lebensmittelkontrollgebührengesetz - Bgld. LMKGG) 

Der Landtag hat in Ausführung des § 64 Abs. 3 des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutz-
gesetzes (LMSVG), BGBl. I Nr. 13/2006, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2007, 
beschlossen: 

§ 1 
Gegenstand der Gebühr 

Für die Untersuchungen und Kontrollen nach dem LMSVG und nach § 5 Z 2 der Lebensmittel-
Direktvermarktungsverordnung wird eine Gebühr erhoben. 

§ 2 
Höhe der Gebühr 

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung die Höhe der Gebühren so festzusetzen, dass der ge-
samte dem Land durch die Vollziehung des § 64 Abs. 1 LMSVG entstehende Aufwand voll ersetzt wird. 
Die Festsetzung der Gebührenhöhe gilt nicht für die in § 64 Abs. 4 LMSVG geregelten Großbetriebe. 

(2) Bei der Festsetzung der einzelnen Beträge ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf die Art der Tiere 
und die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft unter Beachtung des Kapitels VI und der Anhänge IV 
und VI der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futterrechts sowie 
der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz, ABl. Nr. L 165 vom 30. 04. 2004 S. 1, zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 776/2006, ABl. Nr. L 136 vom 24. 05. 2006 S. 3. Für jeden 
Tatbestand kann eine Pauschalgebühr festgesetzt werden. 

(3) Die Gebühren für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung sind auch zu entrichten: 
 1. in voller Höhe, wenn nur die Schlachttieruntersuchung ohne nachfolgende Fleischuntersuchung 

stattgefunden hat; 
 2. in der Höhe der Pauschalgebühr, wenn sich das Aufsichtsorgan aufgrund der Anmeldung zur 

Schlachtstätte begeben hat, die Schlachttieruntersuchung aber nicht vornehmen kann, weil die 
oder der Verfügungsberechtigte die beabsichtigte Schlachtung nicht oder erst zu einem anderen 
Zeitpunkt vornehmen will. 

(4) In der Verordnung sind folgende Zuschläge zu den Gebühren vorzusehen: 
 1. ein Zuschlag für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung (§ 53 LMSVG) und die Trichinenun-

tersuchung (§ 5 Z 2 der Lebensmittel-Direktvermarktungsverordnung, BGBl. II Nr. 108/2006, in 
der Fassung BGBl. II Nr. 3/2007), die an Samstagen, Sonn- und Feiertagen oder an anderen Ta-
gen in der Zeit von 19 Uhr bis 6 Uhr durchgeführt werden; 

 2. ein Sonderzuschlag für eine zusätzliche Untersuchung gemäß § 9 Fleischuntersuchungsverord-
nung 2006 - FlUVO, BGBl. II Nr. 109/2006, in der Fassung BGBl. II Nr. 82/2007, einschließlich 
Probenentnahme, Verpackung, Versand und endgültige Beurteilung, wenn diese Untersuchung 
durch das Verschulden der oder des Verfügungsberechtigten erforderlich geworden ist; 

 3. ein Verrechnungskassenzuschlag für die Verwaltung der Verrechnungskasse sowie für die Aus- 
und Fortbildung der Aufsichtsorgane. 

§ 3 
Gebührenpflichtige oder Gebührenpflichtiger 

Zur Entrichtung der Gebühren ist die oder der über das Tier Verfügungsberechtigte verpflichtet. 

§ 4 
Gebührenerklärung, Entstehung des Gebührenanspruchs, Fälligkeit 

(1) Das Aufsichtsorgan hat unmittelbar nach Abschluss der Untersuchung oder Kontrolle der oder 
dem Gebührenpflichtigen einen Leistungsnachweis auszufolgen. Auf Basis dieses Leistungsnachweises 
gibt die Verrechnungskasse die Höhe der zu entrichtenden Gebühr der oder dem Gebührenpflichtigen in 
Form einer Monatsaufstellung bekannt. Diese Bekanntgabe gilt als Gebührenerklärung der oder des Ge-
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bührenpflichtigen, wenn diese oder dieser nicht innerhalb von zwei Wochen ab der Bekanntgabe bei der 
Abgabenbehörde erster Instanz die Erlassung eines Gebührenbescheids beantragt. 

(2) Der Gebührenanspruch entsteht mit Beginn der Untersuchung oder mit Eintreffen des Aufsichtsor-
gans am Untersuchungsort für den Fall, dass die oder der über das Tier Verfügungsberechtigte die 
Schlachtung nicht oder erst zu einem anderen Zeitpunkt vornehmen will. 

(3) Die Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe der zu entrichtenden Gebühr gemäß Abs. 1 
fällig, wenn die oder der Gebührenpflichtige keinen Antrag auf Erlassung eines Bescheids stellt. Wird ein 
solcher Antrag gestellt, werden die Gebühren einen Monat nach Erlassung des Bescheids fällig. 

§ 5 
Abgabenbehörde 

Die Abgabenbehörde erster Instanz ist die Bezirksverwaltungsbehörde. Die Abgabenbehörde zweiter 
Instanz ist die Landesregierung. 

§ 6 
Pflichten des Aufsichtsorgans 

Das Aufsichtsorgan hat der Abgabenbehörde erster Instanz die durchgeführten Untersuchungen und 
Kontrollen spätestens am 10. des der Untersuchung oder Kontrolle folgenden Monats zu melden. Das 
Aufsichtsorgan hat die hierfür von der Landesregierung aufgelegten Formblätter zu verwenden. 

§ 7 
Verwendung des Gebührenertrags 

(1) Der Ertrag aus den Gebühren ist von einer von der Landesregierung gesondert zu führenden Ver-
rechnungskasse zu verwalten; aus dieser sind alle mit der Vollziehung des LMSVG entstehenden Auf-
wände zu tragen. 

(2) Die Höhe der Entschädigung, die den Aufsichtsorganen gebührt, ist von der Landesregierung durch 
Verordnung festzusetzen. Bei der Festsetzung der Entschädigung ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf 
 1. die für die Untersuchungen oder Kontrollen tatsächlich aufgewendete Zeit, 
 2. die Entfernung der dafür zurückgelegten Wege, 
 3. Art und Anzahl der untersuchten Tiere sowie 
 4. die entnommenen, durchgeführten oder eingesendeten Proben. 
Die bei der Untersuchung von Proben anfallenden Versand- und Laborkosten von Untersuchungsanstalten 
gebühren jeweils in voller Höhe. 

(3) Als Grundlage für die Berechnung der Reisekosten des Aufsichtsorgans gilt die Entfernung vom 
Dienstort oder Berufssitz desselben bis zum Ort der Amtshandlung. Innerhalb des Dienstortes oder des 
Ortes des Berufssitzes bleibt die Entfernung von zwei km unberücksichtigt. Falls sich das Aufsichtsorgan 
bereits im Ortsgebiet der vorzunehmenden Untersuchung oder Kontrolle aufhält, entfällt der Anspruch 
auf die Reisekosten. Werden solche Tätigkeiten am selben Tag an verschiedenen Orten durchgeführt, hat 
das Aufsichtsorgan die Wegstrecke nach den Grundsätzen der Zumutbarkeit, Zweckmäßigkeit und Spar-
samkeit anzulegen. Jedenfalls darf bei der Ausübung mehrerer dieser Tätigkeiten am selben Tag an ver-
schiedenen Orten, die in einem Zuge durchgeführt werden können, jeweils nur der insgesamt kürzeste 
fahr- oder gangbare Weg berechnet werden. Werden mehrere dieser Tätigkeiten am selben Tag an einem 
Ort in einem Zug vorgenommen, steht das Kilometergeld nur einmal zu. Gleiches gilt, wenn die Tätigkeit 
des Aufsichtsorgans aus Gründen unterbrochen wird, die von ihm zu vertreten sind. 

(4) Aus Gründen der Zweckmäßigkeit der Abrechnung kann das Kilometergeld der Höhe nach be-
grenzt oder pauschaliert werden. 

§ 8 
Verrechnungskasse; Abrechnung 

(1) Die nach diesem Gesetz einzuhebenden Gebühren sind von einer von der Landesregierung geson-
dert zu führenden Verrechnungskasse zweckgebunden zu verwalten. 

(2) Die Ansprüche der Aufsichtsorgane sind von der Landesregierung monatlich abzurechnen und von 
der Verrechnungskasse an die Aufsichtsorgane zu überweisen. 
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§ 9 
Strafbestimmungen 

(1) Wenn die Tat nicht den Tatbestand einer strafbaren Handlung bildet, die in die Zuständigkeit der 
Gerichte fällt, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 
 1. Gebühren gemäß § 1 hinterzieht oder verkürzt; 
 2. als Aufsichtsorgan die ordnungsgemäße Ausfolgung des Leistungsnachweises gemäß § 4 Abs. 1 

wiederholt unterlässt; 
 3. den Meldepflichten gemäß § 6 wiederholt nicht ordnungsgemäß nachkommt. 

(2) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 Z 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu 7 300 Euro zu bestrafen. 

(3) Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 Z 2 und Z 3 sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
einer Geldstrafe bis zu 500 Euro zu bestrafen. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 10 
Schlussbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Bgld. Fleischuntersuchungs-
gebühren-Gesetz, LGBl. Nr. 43/1995, außer Kraft. Gebühren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ent-
standen sind, sind nach der bisherigen Rechtslage vorzuschreiben und einzubringen. 

(2) Die Bgld. Fleischuntersuchungsgebühren-Verordnung, LGBl. Nr. 74/1995, zuletzt geändert durch 
die Verordnung, LGBl. Nr. 26/2005, bleibt bis zur Erlassung einer Verordnung aufgrund dieses Landes-
gesetzes als Landesgesetz in Kraft. 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 
 
 
 

13. Gesetz vom 22. November 2007, mit dem das Burgenländische Kulturförderungs-
beitragsgesetz geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz, LGBl. Nr. 37/2002, zuletzt geändert durch das 
Gesetz LGBl. Nr. 16/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1, § 3 Abs. 1 und Abs. 4 zweiter und dritter Satz wird nach dem Zitat „BGBl. I Nr. 159/1999“ die 
Wortfolge und das Zitat „in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 71/2003“ eingefügt. 

2. Im § 3 Abs. 3 erster Satz, § 3 Abs. 4 erster Satz, § 4 Abs. 1 erster Satz, § 4 Abs. 2, § 4 Abs. 3 erster 
Satz, § 4 Abs. 4 dritter und vierter Satz  und § 5 Abs. 2 zweiter und dritter Satz wird jeweils vor der Wort-
folge „Gebühren Info Service GmbH“ das Wort „GIS“ eingefügt. 

3. Im § 4 Abs. 1 werden nach dem ersten Satz folgende Sätze eingefügt: 

 „Diese Gesellschaft unterliegt bei der Erfüllung der ihr durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben der 
Aufsicht der Landesregierung und ist bei der Erfüllung der ihr durch dieses Gesetz übertragenen Aufga-
ben an die Weisungen der Landesregierung gebunden. Weiters hat diese Gesellschaft der Landesregie-
rung hinsichtlich der Vollziehung dieses Gesetzes jederzeit auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, Einsicht 
in die Akten zu gewähren, Unterlagen zu übermitteln und Bericht zu erstatten.“ 
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4. § 4 Abs. 4 erster Satz lautet:  

„Auf das Verfahren zur Erhebung der Abgabe ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 
(AVG) anzuwenden.“ 

5. Im § 5 Abs. 2 wird die Zahl „2,5“ durch die Zahl „3,25“ ersetzt. 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
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